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DER BÜRGERMEISTER 
Finanzen 

 Vorlagen-Nr.: 

HA 292/2024 

  Berichterstattung: 

Bürgermeister Hövekamp 

 
 Vorlagenersteller/in: 

Herr Röder 

Öffentliche Beschlussvorlage 
 Datum: 

26.11.2024 

 
 
 
Beratungsfolge: 
Termin Gremium Zuständigkeit 

10.12.2024 Hauptausschuss Vorberatung 

12.12.2024 Stadtverordnetenversammlung Entscheidung 

 
 
Tagesordnungspunkt: 
Erlass einer Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern der Stadt Dülmen 
(Hebesatzsatzung) 
 
 
Beschlussentwurf: 
Folgende Satzung wird beschlossen: 
 

Satzung 
über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern der Stadt Dülmen 

(Hebesatzsatzung) 
 
Aufgrund der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. 
Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), § 25 Grundsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07. August 1973 (BGBl. I S 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 323) in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über die Einführung einer optionalen Festlegung 
differenzierender Hebesätze im Rahmen des Grundvermögens bei der Grundsteuer in Nordrhein-
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Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 490) und § 16 Ge-
werbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBI. S. 4167), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. März 2024 (BGBL. 2024 I Nr. 108), hat die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Dülmen in ihrer Sitzung am_________ folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das Gebiet der Stadt 
Dülmen wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  302 v.H. 
 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)     692 v.H. 
 
2.  für die Gewerbesteuer       435 v.H. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 
 
 
Begründung: 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 10. April 2018 die gesetzlichen Regelungen zur 
Grundsteuer für unvereinbar mit dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes erklärt. Daraufhin hat 
der Deutsche Bundestag am 18. Oktober 2019 eine Grundsteuerreform beschlossen, die mit ei-
ner Neubewertung aller Grundstücke verbunden war und erstmalig im Veranlagungsjahr 2025 
umzusetzen ist. 
 
Das Land hat dieses sog. Bundesmodell übernommen und mit Erlass des Grundsteuerhebesatzge-
setzes insoweit modifiziert, als die Möglichkeit differenzierender Hebesätze für Wohn- und 
Nichtwohngrundstücke geschaffen wurde. Insgesamt soll die Umsetzung der Grundsteuerreform 
möglichst aufkommensneutral erfolgen. Die Aufkommensneutralität zielt in diesem Zusammen-
hang aber ausdrücklich nicht auf die individuelle Belastungsneutralität einzelner Steuerpflichtiger 
ab. Vielmehr ist damit gemeint, dass das Grundsteueraufkommen in den einzelnen Kommunen 
(Summe aus Grundsteuer A und B) nach der Reform in etwa so hoch sein soll wie vor der Reform. 
 
Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 10.10.2024 (HA203/2024) wurde für 
Wohn- und Nichtwohngrundstücke bei der Grundsteuer B ein einheitlicher Hebesatz festgelegt 
und auf die Einführung differenzierender Hebesätze zunächst verzichtet. Ausschlaggebend für 
diese Entscheidung waren im Wesentlichen rechtliche Unwägbarkeiten und drohende Prozessri-
siken im Zusammenhang mit differenzierenden Hebesätzen. Zur weiteren Begründung wird auf 
die Ausführungen in der v. g. Beschlussvorlage für die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
vom 10.10.2024 verwiesen. 
 

https://sessionweb.duelmen.de/bi/vo0050.asp?__kvonr=2004025137
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Die Berechnungsgrundlagen für die aufkommensneutralen Hebesätze stellen sich nach den Vor-
gaben der Finanzverwaltung NRW wie folgt dar: 
 
Grundsteuer A 
 
                               (Messbetragsvolumen 01.01.2024 – Wohnteile LuF 01.01.2024) X Hebesatz 2024 X Steigerungsrate (1,013) 
 

                                                                                    Messbetragsvolumen reformiertes Recht 

  
Grundsteuer B 
 
                           (Messbetragsvolumen 01.01.2024 + Wohnanteile LuF 01.01.2024) X Hebesatz 2024 X Steigerungsrate (1,013) 
 

                                                                                    Messbetragsvolumen reformiertes Recht 

 
Danach berechnen sich die aufkommensneutralen Hebesätze unter Berücksichtigung der aktuell 
vorhandenen Grundsteuermessbeträge für die Stadt Dülmen wie folgt: 
 
Grundsteuer A 
 

(139.173  -  48.120)  X  254  X  1,013 
                                                                               = 302 
                       77.591 

 
Grundsteuer B 
 

(1.618.718  +  48.120)  X  550  X  1,013 
                                                                               = 692 
                       1.342.140 

 
In den vergangenen Jahren wurden die Steuerhebesätze in der Regel im Rahmen der jeweiligen 
Haushaltssatzung festgesetzt. Dies hat zur Folge, dass bis zur Rechtskraft der Haushaltssatzung 
lediglich Realsteuern nach den Hebesätzen des Vorjahres erhoben werden dürfen. Dies ist bei 
unveränderten Hebesätzen in der Regel unproblematisch. Im Rahmen der Umsetzung der Grund-
steuerreform werden sich die Hebesätze aber auf jeden Fall gegenüber dem Vorjahr verändern 
müssen, um die geforderte Aufkommensneutralität realisieren zu können. Um sicherzustellen, 
dass die Grundsteuerbescheide für das Jahr 2025 rechtzeitig erlassen und versandt werden kön-
nen, ist daher für das Haushaltsjahr 2025 der Beschluss über eine separate Hebesatzsatzung un-
umgänglich. 
 
 
Klimarelevanz: 
Auswirkungen keine 
 
 
 
gez. 
Hövekamp 
Bürgermeister 
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